
mit dem Abbau von Ärztehierarchien 
und rechtzeitige Einbindung in ver-
antwortungsvolle Tätigkeiten und 
nicht zur Überbrückung personeller 
Notstände. Zugleich die Reformie-
rung des Medizinstudiums mit dem 
Ziel, Ärzte mit ausreichender prakti-
scher und klinischer Erfahrung aus-
zubilden. Den Abbau des disqualifi-
zierenden, aufgeblähten und über-
flüssigen Dokumentationsumfanges 
besonders auch in der Rehabilitati-
onsmedizin.

8. Welche Unterstützung wäre für 
die Ausschuss-Arbeit wünschenswert?
Ein besserer Zugang zu den Medien. 
Eine bessere Einbindung der Aus-
schuss-Mitglieder in die Kammer
arbeit – weniger Trennung zwischen 
Vorstand, Mitgliedern der Kammer 
und der Ausschüsse. Einbindung und 

Honorarreform 2009
Die Redaktion des „Ärzteblatt Sach-
sen“ erhielt von Herrn Dr. Stefan 
Heilmann einen Brief an den Vorsit-
zenden des Vorstandes der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Sachsen zu 
den neuen Regelleistungsvolumina 
in Kopie. Die Sächsische Landesärz-
tekammer ist zwar nicht für die 
Honorarverhandlungen der Vertrags-
ärzte zuständig, hat aber als Berufs-
vertretung aller sächsischen Ärzte 
den darin geschilderten Sachverhalt 
zum Anlass genommen, die Kassen-
ärztliche Vereinigung Sachsen um 
einen Kommentar zu bitten. Brief 
und Kommentar drucken wir für 
unsere Leser an dieser Stelle ab.
 
4. 2. 2009

KV Sachsen Landesgeschäftsstelle
Herrn Dr. med. K. Heckemann
Schützenhöhe 12
01099 Dresden

Sehr geehrter Herr Kollege Hecke-
mann,
vielen Dank für Ihr Schreiben vom 
29.12.2008 und Ihre guten Wünsche 
zum Neuen Jahr, die ich hier erwi-
dern möchte. Ich wünsche Ihnen für 
2009 vor allem Gesundheit, aber 
auch Erfolg und Zufriedenheit. 

engere Kooperation der Ausschuss-
Arbeit mit KV, Krankenkassen, Ren-
tenversicherern und Ministerien und 
dem Öffentlichen Gesundheitsdienst. 
Engagierte Zusammenarbeit mit der 
gesamten Ärzteschaft und den Be
rufsverbänden sowie Fachverbänden 
wie zum Beispiel dem Hausärztever-
band.

9. Welche Schwerpunkte sehen Sie 
in der Zukunft?
Den Ausbau der Sächsischen Landes-
ärztekammer zu einem Zentrum der 
Zusammenarbeit der Ärzteschaft und 
Regulierung ihrer Aufgaben, Rechte 
und Pflichten. Eine Verlagerung der 
Strategien und finanziellen Mittel 
von der kurativen in die präventive 
und rehabilitative Medizin mit enger 
Vernetzung zu ambulanten und sta-
tionären Versorgungsbereichen. Mehr 

Ich nehme an, dass sich auf Ihrem 
Schreibtisch die Mappen häufen, in 
denen Ihnen die sächsischen Kolle-
gen Ihre Gedanken zum neuen RLV 
mitteilen. Die Äußerungen reichen 
wieder einmal von schierer Verzweif-
lung über sachliche Bemerkungen 
bis zu groben Vorwürfen. Das alles 
haben Sie vorher gesehen und sicher 
haben Sie sich schon darauf einge-
stellt. Nun, natürlich bin auch ich 
nicht begeistert von den Entwicklun-
gen, aber das Schlimmste, denke ich, 
kommt noch.
Ich fürchte sehr, dass die Konflikte 
dieser Honorarreform zu einer Spal-
tung und letztendlich zur Zerschla-
gung der KBV führen. Ich bin in den 
letzten Jahren von der Notwendig-
keit des KV-Systems überzeugt ge
wesen und bin es noch. Jedoch kann 
bei der gegenwärtigen Situation 
auch der Letzte den Glauben an das 
vorhandene Konstrukt der Kranken-
versorgung in Deutschland verlieren. 
Wir haben dem neuen EBM vor ein 
paar Jahren mit Mut entgegengese-
hen. Uns wurde ein betriebswirt-
schaftlich fundierter EBM mit 5,11 
Cent Punktwert versprochen. Wir 
haben 3,75 Cent bekommen. Wie-
viel das hinter allen Versprechungen 
zurückblieb, konnte sich jeder aus-
rechnen. Wir haben der neuen Hono-
rarreform mit Hoffnung entgegenge-

Eigenverantwortlichkeit der Bevölke-
rung für die eigene Gesunderhal-
tung. Besondere Hinwendung zu 
Kindern, Jugendlichen und Erwach-
senen aus sozial schwachen Schich-
ten. Einbindung der Arbeitsmedizin 
in alle Berufsgruppen und Tätigkei-
ten. Etablierung eines Präventionsge-
setzes unter Mitarbeit der Ärzte-
schaft.

10. Wie würden Sie die aktuelle 
Gesundheitspolitik in einem Satz be­
schreiben? 
Flickschusterei in einem dringend zu 
reformierenden aufgeblähten System, 
dem die Kosten in einem Labyrinth 
von Verwaltungsstrukturen und Insti-
tutionen davonlaufen, begleitet von 
einer zunehmenden Entmündigung 
der Ärzteschaft.

sehen. Die Ost-West-Angleichung 
sollte (wenn auch nur beinahe) kom-
men. Bekommen haben wir 3,5 Cent 
pro Punkt. Das ist nicht mehr zu 
ertragen. Das die Verhandlungen 
schwierig waren, wer würde es be
zweifeln. Das 2,5 Milliarden (je nach 
Rechnung) mehr im System ein 
Erfolg sind – keine Frage. Aber der 
Patient verblutet trotz Transfusion. 
Die KBV hat unter schlechten Bedin-
gungen ein schlechtes Verhandlungs-
ergebnis erzielt und wir in Sachsen 
haben dazu beigetragen. Wir haben, 
gemäß des Anratens der KVS über 
unser RLV hinaus weiter Leistungen 
erbracht, haben weiter behandelt 
und damit ca. 30 Prozent der ARBEIT 
umsonst, kostenlos, für nichts getan. 
Zitat KVS: „die hohen Fallzahlen wer-
den sich irgendwann lohnen“. Die 
KV hat uns hier einen wahren Bären-
dienst erwiesen. Denn nun ist, kurz 
gesagt, die gesamte Menge der 
angeforderten Punkte durch die zur 
Verfügung stehende Geldmenge ge
teilt worden. Damit haben wir diese 
umsonst erbrachten Leistungen prak-
tisch eingepreist. Das war eine rie-
sige Rabattaktion, über die sich Frau 
Schmidt noch lange freuen wird. 
Diese Entwertung ärztlicher Arbeit ist 
beispiellos und muss von der KBV 
voll verantwortet werden. In diesen 
30 Prozent umsonst erbrachten 
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19. 3. 2009

Kommentierung von Herrn Dr. 
Heckemann, KVS, zum Schreiben 
von Herrn Dr. med. Stefan Heil­
mann, Dresden, vom 4. Februar 
2009

Zunächst sei festgestellt, dass das 
Schreiben des Herrn Kollegen Heil-
mann sich in seiner Sachlichkeit wohl
tuend von so manchen ärztlichen 
Wortmeldungen zur Honorarreform 
unterscheidet und damit eine wich-
tige Rückmeldung von der „Basis“ 
darstellt.

Bemerkenswert an der Honorarre-
form ist, dass nicht wenige der sich 
höchst kritisch äußernden Kollegen 
Honorarzuwächse zu verzeichnen 

haben. Die Verärgerung hängt also 
nicht allein vom persönlichen Ein-
kommen ab. Ich glaube, dass die 
Stimmungslage der niedergelassenen 
Ärzte auch deshalb so negativ ist, 
weil die Kollegen sich immer mehr 
als Objekte der dauernden Sanie-
rungsversuche der Politik in Bezug 
auf das Finanzierungssystem der Ge
setzlichen Krankenversicherung emp-
finden.
Herr Kollege Heilmann hat die Ände-
rungen der Vergütungsgrundsätze 
der vergangenen Jahre zutreffend 
skizziert: Erst der Verfall der Punkt-
werte, dem man mit den Verlockun-
gen des „Kalkulationspunktwertes“ 
zu begegnen versuchte, obwohl die-
ser schon immer nur ein „Orientie-
rungspunktwert“ im Sinne eines 
hehren Zieles war. Dann die RLV und 

die andersgeartete Offensichtlichkeit 
des Geldmangels: die RLV-Quote. 
Jetzt war die einzelne Leistung zwar 
mehr wert, dafür aber die Arbeit ins-
gesamt zu oftmals großen Teilen 
unvergütet. Durch die Honorarre-
form richtet sich der Fokus aller Be
teiligten oder vielmehr Betroffenen 
nunmehr auf die RLV-Fallwerte und 
aufs Neue geht ein Aufschrei durch 
die Ärzteschaft.
Wundert es, da diese Werte nur ein-
mal mehr ein Indikator des GKV-
Finanzproblems sind? Ja und nein. 
Verwunderlich auf den ersten Blick 
ist, dass ein Mehr von vielen hundert 
Millionen Euro so viel Unzufrieden-
heit hervorbringen konnte. Mögli-
cherweise wird erst jetzt die Dimen-
sion des jahrelang aufgestauten 
Honorardefizits deutlich. Eines ist 
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Punkten der letzten Jahre stecken 
Arbeit und Zeit von Ärzten und Mit-
arbeitern aller Praxen in Sachsen. Wir 
haben hier Leistungen verschenkt 
und unsere Mitarbeiter für diese 
trotzdem bezahlt. Diese Leistungen 
sind eingeschlossen in den Praxiskos-
ten der letzten Jahre und sind von 
uns praktisch bar bezahlt worden. 
Ich glaube nicht, dass die KBV sich 
von diesem Vertrauensverlust erho-
len wird. Die KBV hätte meiner Mei-
nung nach den Versorgungsauftrag 
zurückgeben müssen, so wie es Herr 
Dr. Köhler bereits 2008 in einem 
Interview im DÄ erwogen hatte.

Am Ende des Tunnels winkten nun 
noch immer die viel kolportierten, 
ständig erwähnten und auch von 
Herrn Prof. Schulze im neuesten 
Ärzteblatt Sachsen angeführten 10 
Prozent mehr Einkommen. Ob ein 
Tausch von 30 Prozent mehr Arbeit 
gegen 10 Prozent mehr Einkommen 
ein gutes Geschäft ist, sei noch 
dahingestellt. Doch nun ist auch 
diese Hoffnung zunichte. Mit dem 
neu festgelegten RLV bekomme ich 
genau dasselbe Geld wie vorher. Die 
durchschnittliche Scheinzahl in der 
Gruppe der HNO-Ärzte liegt bei 1187 
Scheinen, meine Scheinzahl liegt ca. 
30 Prozent darüber. Ich verdiene aber 
nicht mehr. Warum kommt von der 
Erhöhung, die vor allem überdurch-

schnittlich Leistung erbringenden 
Praxen zugute kommen sollte, nichts 
an? 
Von der Feststellung, dass das RLV ca. 
60 Prozent des Einkommens ausma-
chen sollte, ist in der HNO-Heilkunde 
nicht die Rede. Praktisch 100 Prozent 
unserer Kasseneinnahmen fallen 
unter das RLV.  Außerbudgetäre Leis-
tungen gibt es faktisch nicht, abge-
sehen vom ambulanten Operieren, 
das nicht in jeder Praxis erfolgt.
Bei einem Scheinwert von 27,59 
Euro kann man zudem keine quali
tativ hochwertige HNO-Heilkunde 
machen, das ist illusorisch. Die be
triebswirtschaftliche Begründung für 
diese Aussage will ich mir hier erspa-
ren. Ich muss mit diesem Fallwert 
meine überdurchschnittliche Fallzahl 
halten, um genau so wenig zu be
kommen wie im letzten Jahr. Investi-
tionen sind weiterhin mit den Erlösen 
aus der Kassenpraxis nicht möglich. 
Wie soll dieses System eine Überle-
benschance haben? Ich bin Kassen-
arzt. Betriebswirtschaftlich gespro-
chen, ist die Versorgung von Kassen-
patienten mein Kerngeschäft. Wenn 
ein Konzern mit seinem Kernge-
schäft kein Geld mehr verdient, ver-
kauft er diese Branche oder wird 
insolvent. Ich kann mit meiner Arbeit 
als reiner Kassenarzt bei bereits 
schlanken Strukturen bei weitem 
kein Oberarztgehalt erzielen, das 

angeblich immer wieder zur Bemes-
sung herangezogen wurde. Ich habe 
keine Lust, mein Einkommen mit Vit-
amininfusionen aufzubessern, an die 
ich nicht glaube oder dem Patienten 
Geld aus der Tasche zu ziehen für 
Dinge, die eigentlich zu einer ordent-
lichen Medizin dazugehören sollten. 
Ich will Patienten behandeln und 
kein Wellnesscenter führen, sonst 
hätte ich BWL studiert. In meinen 
Augen steht die KBV vor dem Desas-
ter, nicht vor der Rettung mit den 
berühmten 2,5 Milliarden. Wenn alle 
unserer Kollegen gezwungen sein 
werden, ihre bisher überdurchschnitt
liche Fallzahl zu halten, nur um 
genau so wenig zu verdienen wie 
vorher, wird das letztendlich Wasser 
auf den Mühlen derer sein, die den 
Systemausstieg propagieren. Die Sys-
temaussteiger als heterogene Gruppe 
mit unterschiedlichen Interessen wer-
den nun leichte Beute im Zuge der 
Neuregelung des Gesundheits-„Mark
tes“ in Sinne der Politik und der gro-
ßen Medizinkonzerne sein und sich 
irgendwann als Angestellte im MVZ  
der Rhön-AG wiederfinden.
Ich muss gegen die Höhe des RLV 
hiermit Einspruch erheben. Was 
sollte ich sonst tun?

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. med. Stefan Heilmann,
Dresden
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aber Fakt: Die Honorarverteilung ist 
ein monumentales Gebilde von 
Kanälen, deren Bau, Verlauf und Füll-
höhe keinem konzeptionellen Ge
samtplan mehr folgt und an dem 
viele werkeln. Zwar fließt mehr Geld, 
aber nicht zwangsläufig dorthin, wo
hin es soll – nämlich in die Basisver-
sorgung. Durch diverse Vorwegab-
züge und Rückstellungsverpflichtun-
gen in mehrfacher Millionenhöhe 
muten trotz des viel beschworenen 
diesjährigen 120 Mio. Euro Honorar-
zugewinns in Sachsen die RLV-Fall-
werte kümmerlich an. Anderseits 
verwundert die Fallwertmisere nicht, 

Esperanto

Zum sehr informativen und gelunge-
nen Artikel des Kollegen Hans-Joa-
chim Gräfe im „Ärzteblatt Sachsen“, 
9/2008. S. 474 bis 477, „Dr. Ludwik 
Lejzer Zamenhof, habe ich eine aktu-
elle Ergänzung:
Mitte Juli 2008 fand in Krakau ein 
Jubiläumskongress der Esperanto-
Mediziner statt, wobei 87 Teilnehmer 

denn letztlich schließt sich mit ihr nur 
der Kreis der halbherzigen Konsoli-
dierungsprojekte.

Kann man diesen Zustand den KVen 
anlasten? Wohl nur dann, wenn man 
den Schleusenwärtern im Spreewald 
guten Gewissens die Schuld für Über
flutungen in Berlin geben kann. Eines 
sollte aber auch klar sein: Ohne 
Schleusenwärter wäre der Spreewald 
vielleicht nur noch eine Brache!
Die Finanzierungsfrage der Gesetzli-
chen Krankenversicherung ist auch 
durch die Honorarreform noch nicht 
gelöst. Der Widerspruch zwischen 

aus 10 Ländern das 100-jährige Be
stehen ihres Weltverbandes UMEA 
(Universala Medicinista Esperanto-
Asocio) feierten, der 1908 unter dem 
Namen TEKA (Tutmonda Esperantista 
Kuracista Asocio) während des 4. 
Esperanto-Weltkongresses in Dres-
den gegründet wurde als finanzielle 
Basis für eine regelmäßige medizini-
sche Esperanto-Zeitschrift, die da
mals wie auch jetzt seit Jahrzehnten 

der Begrenztheit der Finanzmittel 
und dem Umfang des Leistungsbe-
darfs bleibt weiterhin bestehen. Für 
politische Leistungsversprechen immer 
nur die Ärzte in die Verantwortung 
zu nehmen, ist ungerecht und un
wirksam zugleich. An unpopulären 
Maßnahmen, wie der Stärkung des 
Verantwortungsbewusstseins der Pati
enten, wird man wohl zukünftig 
nicht vorbeikommen, wenn man die 
Rationierung der medizinischen Leis-
tungen verhindern will.

Dr. med. Klaus Heckemann 
Vorsitzender des Vorstandes der 

Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen

wieder in Krakau erschien bzw. 
erscheint unter dem Namen MIR 
(Medicina Internacia Revuo). In den 
letzten Jahrzehnten waren neben 
polnischen vor allem japanische und 
ungarische Esperanto-Mediziner be
sonders aktiv. Der erste Vorsitzende 
des Deutschen Esperanto-Verbandes 
Eduard Mybs aus Altona (1858 bis 
1923) war auch Arzt. Der weltweite 
rasche Informationsaustausch zwi-

Arzt als Patient
Lieber Herr Kollege Klug,
mit Interesse und innerer Bewegung 
habe ich Ihren Bericht über das 
berufspolitische Forum im Leipziger 
Neuen Rathaus gelesen, „Ärzteblatt 
Sachsen“, Heft 12/2008, Seite 628 
und 629.
Naturgemäß hatte während meiner 
50-jährigen Berufstätigkeit auch ich 
Ärzte zu behandeln. Sie waren meine 
Patienten. Sie waren aber als meine 
Kollegen (Amtsgenossen, nach der 
Übersetzung aus dem Lateinischen) 
besondere Patienten und ich habe 
sie auch, wenngleich ich die Genfer 
Deklaration des Weltärztebundes 
nicht immer vor Augen hatte, „wie 
Schwestern oder Brüder“ behandelt. 
Eine gewisse Privilegierung gegen-
über anderen Patienten halte ich 
nämlich für selbstverständlich.
Mit einer chronischen Krankheit 
behaftet, bin ich seit über 10 Jahren 
nun selbst Patient und ich könnte 

eine Abhandlung über die Arzt-Pati-
enten-Verhältnisse und Beziehungen 
der Ärzte untereinander unter Be
rücksichtigung der Unterschiede im 
staatlichen Gesundheitswesen der 
DDR und im bundesdeutschen Ge
sundheitsweisen verfassen. Die mate-
riellen Bedingungen des Gesund-
heitswesens der DDR waren bekann-
termaßen unbefriedigend. Die Kolle-
gialität der Ärzte hingegen war kaum 
zu beanstanden. Auch die Beziehung 
zwischen behandelnden Arzt und 
ärztlichem Patient war unproblema-
tisch.

Das bundesdeutsche Gesundheits-
wesen ist dagegen durch marktwirt-
schaftliche Prämissen determiniert. 
Seine materiellen Bedingungen sind 
zwar besser. Es ist aber dadurch cha-
rakterisiert, dass zum Beispiel auch 
der ärztliche Patient, wohlgemerkt 
der Arzt als Patient, zunächst einer 
der zwei Klassen zugeordnet wird – 
Kassenpatient oder Privatpatient – 

ehe über die Vorstellung beim Chef-
arzt entschieden wird. Das wäre 
noch zu verstehen, wenngleich 
schon die Unterbringungen des ärzt-
lichen „Kassenpatienten“ im Zwei- 
oder Mehrbettzimmer wegen seiner 
besonderen Exposition gegenüber 
Bettnachbarn nicht immer ange-
nehm ist. 

Unerträglich ist es aber, wenn der 
Arzt als ostdeutscher Kassenpatient 
den Pflegenotstand gnadenlos zu 
spüren bekommt, so zum Beispiel in 
Form langer Wartezeiten, auch in 
akuten Situationen auf der Kranken-
station.

Die Kollegialität verbietet mir, Namen 
zu nennen.
Ich bin und bleibe Mitglied einer 
Gesetzlichen Krankenkasse.

Prof. Dr. med. habil. Hans-Jürgen Eberhardt,
Dresden


